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Kurt Koszyk

PRESSEPOLITIK UND PROPAGANDA 
IM ERSTEN WELTKRIEG

Wer über Pressepolitik und Propaganda im Ersten Weltkrieg schreibt, 
läuft Gefahr in mehrfacher Hinsicht:
1. wird er mit einer Fülle propagandistischer Literatur konfrontiert, die 

im Gefolge des Krieges erschienen ist;
2. hat er mit den umlaufenden Stereotypen über Kriegsschuld, Kriegszie­

le etc. zu rechnen, von denen er sich gleichzeitig emanzipieren soll;
3. begibt er sich, wenn er ein Problem in der einen oder anderen Richtung 

zu entscheiden sucht, ungewollt in die Gesellschaft von Interpreten, die 
er ansonsten vielleicht ablehnt;

4. wird von ihm erwartet, daß er nicht nur punktuell die Struktur des 
Forschungsobjekts behandelt, sondern den prozessualen Charakter und 
die verwickelten Verflechtungen mit den korrespondierenden oder den 
antagonistischen politischen Systemen.
Alles dies muß bei der gebotenen Kürze dieses Beitrags berücksichtigt 
werden.
Um mit einer Definition zu beginnen: Pressepolitik hat es vornehm­

lich mit der Organisation der vom Staat bestimmten Informationspolitik 
zu tun. Propaganda betrifft das Verfahren und den Inhalt der von dieser 
Organisation infiltrierten Kommunikationsprozesse. Zweifellos schlägt 
sich in der Propaganda der institutioneile Rahmen der Pressepolitik nie­
der. Propaganda ist aber mehr als Pressepolitik soziales Handeln, denn in 
ihr drückt sich das aus, was die Pressepolitik konkret leisten will und zu 
leisten vermag. In diesem Sinne will Propaganda:
1. soziale Fixierungen (Stereotypen) in gezielte soziale Prozesse transpo­

nieren;
2. Identifikationen mit Herrschafts Verhältnissen bewirken, ohne den Um­

weg über die Klärung der Interessenlage;
3. Wünsche bei den Zielpersonen aktivieren, deren Erfüllung objektiv 

irreal ist, aber als realisierbar vorgestellt wird;
4. innenpolitisch die Zusammenfassung aller nach außen gegen den Geg­

ner gerichteten Energien des Volkes;
5. außenpolitisch die Verschleierung von Schwächen und die Demonstra­

tion einer in Wirklichkeit nicht vorhandenen Stärke.
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Kriegspropaganda versucht, den Gegner zu verteufeln und dadurch 
den Angriff als Defensive akzeptabel zu machen. Sie nimmt den Staats­
bürger ungefragt in Anspruch, indem sie eine Interessenidentität zwischen 
Staatsraison (Vaterlandsliebe) und Individuum konstruiert. Sie verheißt 
Belohnung mit der Gedankenkette Kriegsziele, Sieg, Annexionen, Repa­
rationen, Weltmacht1 2.

Propaganda läßt sich in der Geschichte schon sehr früh nachweisen in 
den diplomatischen Schriftstücken des Mittelalters und in den Denkmä­
lern der Antike. Ihre institutioneile Basis hat sie aber erst im 19. Jahrhun­
dert erhalten. Als wichtigste Vorläufer dieser Entwicklung dürfen Gu­
stav II. Adolf König von Schweden, Friedrich II. von Preußen und Na­
poleon I. gelten*.

Allen propagandabewußten Herrschern war klar, daß Informationspo­
litik flankierender Maßnahmen bedarf. So entstand in der frühen Neuzeit 
die Zensur als zunächst kirchliche Einrichtung gegenüber der damals auf­
kommenden gedruckten Publizistik. Solange es keine Instrumente der so­
zialen Kommunikation gab, wie sie erstmals nach Einführung der Druck­
presse auftauchten, war es relativ einfach, der Öffentlichkeit Informa­
tionen vorzuenthalten. Zudem bestand eine Identität zwischen jenen, die 
Herrschaft ausübten, und jenen, die über die Informationen verfügen 
konnten. Erst die großen Revolutionen seit dem 17. Jahrhundert haben den 
Charakter der Öffentlichkeit grundlegend verändert3 und damit neue 
Voraussetzungen für die Propaganda geschaffen. Die politische Presse 
begann sich seit dem 18. Jahrhundert immer mehr durchzusetzen, und 
Pressepolitik wurde zu einem integralen Bestandteil jeder erfolgreichen 
Politik. Unter den Staatsmännern des 19. Jahrhunderts war Bismarck mit 
seinen publizistischen Fähigkeiten keine Einzelerscheinung, wenn auch

1 Vgl. Karl-Dieter Opp, Soziales Handeln, Rollen und soziale Systeme. Stuttgart 
1970, insbes. S. 161 ff.
Vgl. auch den systematisierenden Versuch von Preben Wolstrup, Die Strategie der Pro­
paganda. Bad Godesberg, Kopenhagen 1962, S. 9 ff.
Zur Geschichte vgl. die populären Darstellungen von Alfred Sturminger. 3000 Jah­
re politische Propaganda. Wien 1960, und Hanns Buchli, 6000 Jahre Werbung. 3 Bde. 
Berlin 1962-66.
2 Vgl. Göran Rystad, Kriegsnachrichten und Propaganda während des Dreißigjähri­
gen Krieges. Lund 1960.
- Hans Jessen, Die Nachrichtenpolitik Friedrichs des Großen im 7jährigen Krieg, in: 
Zeitungswissenschaft, Berlin. 15. Jg, 1940, H. 11/12, S. 632-664.
- Robert B. Holtmann, Thought Control in Napoleon’s Satellite Countries, in: Ga­
zette, Leiden. Vol. IV, 1958, Nr 3, S. 209-218.
- Hubert Klein, Napoleon und die Presse. Phil. Diss. Bonn 1918.
- Zum ganzen Margot Lindemann, Deutsche Presse bis 1815. Berlin 1969, S. 93 ff., 
115 ff. und 257 ff.
* Vgl. Jürgen Habermas, Strukturwandel der Öffentlichkeit. Neuwied *1965.
- Franz Schneider, Pressefreiheit und politische Öffentlichkeit. Neuwied 1966. - Kurt 
Koszyk, Vorläufer der Massenpresse. München 1972.
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die virtuoseste Persönlichkeit4. Ein Resümee aus den Erfahrungen seit 
der Mitte des 19. Jahrhunderts hat Paul Eltzbacher5 * gezogen. Er be­
rücksichtigte dabei die »Preßarbeit« in Frankreich und England0. Ganz 
deutlich wird, daß man zu diesem Zeitpunkt in Deutschland relativ we­
nig über die Organisation der Propaganda in den gegnerischen Staaten 
wußte. Erst nach Kriegsende sind einzelne Publikationen erschienen, die 
das ganze Ausmaß der alliierten Propaganda erkennen lassen7. Wäh­
rend der Weimarer Zeit und unter dem nationalsozialistischen Regime 
sind vor allem auf deutscher Seite zahlreiche Publikationen erschienen, 
die sich mit dem Ausmaß der alliierten Propaganda beschäftigten, um auf 
diese Weise Entschuldigungsgründe für die deutsche Niederlage zu fin­
den8. Die Öffnung der Archive und die Notwendigkeit der Revision 
mancher Darstellungen über die Propaganda, die selbst wieder propa­
gandistischen Charakter trugen, hat einige neue Untersuchungen hervor­
gebracht9 * *. Naturgemäß können diese Publikationen nicht alle in sie ge­
setzten Erwartungen erfüllen. Um eine umfassende Analyse anstellen zu 
können, müßten alle erreichbaren Akten, die gesamte internationale Lite­
ratur und ein repräsentativer Querschnitt der internationalen Presse her­
angezogen werden.

4 Vgl. Eberhard Naujoks, Bismarcks auswärtige Pressepolitik und die Reichsgrün­
dung (1865-1871). Wiesbaden 1968.
Vgl. auch meinen zusammenfassenden Beitrag in: Handbuch der Publizistik. Hrsg. v. 
Emil Dovifat. Bd 3, S. 76 ff.
5 Die Presse als Werkzeug der auswärtigen Politik. Jena 1918.
e ebda, S. 24 ff. und 35 ff.
7 Vgl. etwa Edward Cook, The Press in war-time. London 1920.
8 Vgl. Georg Huber, Mittel und Ziele der französischen Propaganda im Weltkrieg ge­
gen Deutschland 1914-1918. Phil. Diss. München 1927.
- Hans Thimme, Weltkrieg ohne Waffen. Stuttgart 1932.
- Hermann Wanderscheck, Weltkrieg und Propaganda. Berlin 1936.
- Konrad Morgen, Kriegspropaganda und Kriegsverhütung. Rechtsw. Diss. Frank­
furt 1936, Leipzig 1936.
- Hermann Wanderscheck, Frankreichs Propaganda gegen Deutschland. Berlin 1940.
- Eugen Lahr, Französische Kriegszielpropaganda am Ende des Weltkrieges. Essen 
1941. Auffallenderweise wurden die russische und die amerikanische Pressepolitik 
nicht behandelt.
■ Vgl. etwa Gilbert Ziebura, Die deutsche Frage in der öffentlichen Meinung Frank­
reichs von 1911-1914. Berlin-Dahlem 1955.
- Heinz-Otto Sieburg, Deutschland und Frankreich in der Geschichtsschreibung des 
19. Jahrhunderts (1848-1871). Wiesbaden 1958.
- Kurt Koszyk, Deutsche Pressepolitik im Ersten Weltkrieg. Düsseldorf 1968.
- Thomas C. Sorensen, The Word War. The Story of American Propaganda. New 
York 1968.
- George T. Blakey, Historians on the Homefront. American Propagandists for the 
Great War. Lexington, Kentucky 1970.
- Deian Hopkin, Domestic Censorship in the First World War, in: The Journal of 
Contemporary History. London, Vol. 5, 1970, Nr 4, S. 151-169.
- Klaus Wernecke, Der Wille zur Weltgeltung. Außenpolitik und Öffentlichkeit im 
Kaiserreich am Vorabend des Ersten Weltkriegs. Düsseldorf 1970.
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Daß diese Aufgabe nicht einmal auf der nationalen Ebene gelöst wer­
den konnte, hat Pierre Renouvin in seinem Aufsatz »Die öffentliche Mei­
nung in Frankreich während des Krieges 1914-1918« sehr richtig festge­
stellt10: »Die Geschichte der öffentlichen Meinung in Frankreich wäh­
rend des Krieges ist... ein ausgedehntes, fast noch unerforschtes Gebiet. 
Es verlangt den Einsatz einer ganzen Gruppe von Forschem.« Man muß 
hinzufügen, daß die in Deutschland weit verbreitete isolierte Arbeits­
weise ein großes Hindernis für die Überwindung der mit der Darstel­
lung der Pressepolitik und Propaganda im Ersten Weltkrieg verbundenen 
Schwierigkeiten bedeutet.

Außerdem hat sich die Geschichtsschreibung selten um die Massenkom­
munikation gekümmert, deren Institutionen von Deian Hopkin als die 
wichtigsten Faktoren in der politischen und sozialen Struktur der Gesell­
schaft bezeichnet werden Auch Hopkin sieht die zahlreichen Schwie­
rigkeiten, die der Forschung auf dem Gebiet entgegenstehen: »Die ge­
wöhnlichen Probleme der Quantifizierung und Analyse werden durch die 
Doppeldeutigkeit von Begriffen wie öffentliche Meinung< und Propa­
ganda« kompliziert, und die Haufen von Zeitungsmaterial machen eine 
Erforschung äußerst mühsam. Es ist nicht nur schwierig, in der Retro­
spektive Zeitungskommentare mit Ereignissen in Beziehung zu setzen; es 
ist noch schwieriger, die unpersönliche Fassade der Presse zu durchdrin­
gen und die Verfasser und Redakteure, die in Wirklichkeit die Zeitungen 
sind, zu untersuchen. Der größere Teil dieser Basisarbeit ist noch zu lei­
sten.«

Zensur

Im Laufe der Jahrhunderte hat die Organisation von Behörden inter­
national ähnliche Züge angenommen. Das gleiche gilt für die Struktur der 
Zensur, deren Abschaffung im 19. Jahrhundert in fast allen europäischen 
Kulturstaaten durchgesetzt werden konnte. An ihre Stelle trat die Beob­
achtung der Presse, die mit mehr oder weniger Erfolg betriebene Inspira­
tion einzelner Journalisten und Zeitungen18 und das Zusammenspiel 
gesellschaftlicher Interessengruppen mit der Regierung18. Im Vorder- * 13 *

19 In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte. Stuttgart. 18. Jg, 1970, H. 3, Juli, S. 242. 
R. erwähnt die Anweisungen der frz. Zensur, die in der »Bibliotheque de documentation 
internationale contemporaine« in Nanterre/Paris aufbewahrt werden (ebda, S. 240). 
u Hopkin, a.a.O., S. 151. H. beklagt die nach der Freigabe 1966 festgestellten Kassa­
tionsverluste britischer Zensurakten im Public Record Office in London.
19 Vgl. K. Wernecke, a.a.O., S. 19 ff.
13 Vgl. dazu Volker H. Berghahn und Wilhelm Deist, Kaiserliche Marine und Kriegs­
ausbruch 1914, in: Militärgeschichtliche Mitteilungen 1/1970, S. 37, Anm. 2.
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grund standen meistens militärische Gesichtspunkte als Ausdruck des 
Denkens im Zeitalter des Imperialismus. Die militärische Stärke war nach 
damaliger Auffassung die Grundlage der Weltgeltung einer Nation und 
dementsprechend auch die Grundlage der Außenpolitik. Auch in dem an­
geblich so pressefreundlichen Großbritannien betrieb das Kriegsministe­
rium seit 1899 in regelmäßigen Abständen je nach den Bedürfnissen die 
Einführung einer Zensur14. In den Jahren diplomatischer Spannung 
vor 1914 gelangte man in England zu einer formellen Absprache zwi­
schen den Verlegern und der Regierung auf »freiwilliger Basis«. Dieses 
System, das in Frankreich und in Deutschland in ähnlicher Form, wenn 
auch weniger konkretisiert funktionierte, war eine wesentliche Vorbe­
dingung für das rasche Einschwenken der gesamten Presse in den jewei­
ligen Ländern auf die Linie der nationalen Kriegspolitik.

Es gab also praktisch in allen kriegführenden Ländern 1914 ein allge­
mein akzeptiertes System der Pressekontrolle, das sich nur wenig unter 
der Schwelle der Zensur bewegte. Am 7. August 1914 wurde in London 
das offizielle Presse-Bureau gegründet, dessen Chef ein Zivilist war, unter 
dem aber hauptsächlich Marine- und Heeresoffiziere arbeiteten15. Wäh­
rend das Presse-Bureau in England dem Innenministerium unterstand, 
war in Deutschland das Kriegsministerium und in Frankreich das Aus­
wärtige Amt für die entsprechenden Einrichtungen zuständig,18 aber die 
Durchführung der eigentlichen Zensur oblag ebenfalls den Militärs. In 
allen kriegführenden Staaten war der Primat des Militärischen im Be­
reich der Pressepolitik und der Propaganda unbestritten. Die Zensur­
praxis war im großen und ganzen ähnlich, allerdings enthält die franzö­
sische Presse im Gegensatz zur deutschen zahlreiche Zensurlücken.

Je ungewisser es wurde, den Krieg zu gewinnen, desto stärker traten 
in allen Kriegsstaaten politische Gesichtspunkte bei der militärischen Zen­
sur in den Vordergrund. Ende 1916 verhandelte Premierminister Lloyd 
George mit den Sozialdemokraten über einen Eintritt in die Regierung. 
Infolgedessen wurde eine gegen den radikalen Labour Leader gerichtete 
Untersuchung eingestellt17.

In Frankeich und Deutschland machte sich früh die mangelnde Ko­
ordination bemerkbar, die sich aus den eigenwilligen Propagandabemü­
hungen verschiedener Regierungsressorts ergabl8.

14 Hopkin, a.a.O., S. 152 f.
18 Einer der beiden Direktoren seit Mai 1915 war Sir Edward Cook (a.a.O.). Vgl. 
Wanderscheck, Weltkrieg und Propaganda, S. 52 ff.
,# Huber, a.a.O., S. 27. Die Maison de la Presse wurde seit Febr. 1916 von Briands 
Kabinettschef Philippe Berthelot geleitet.
17 Hopkin, a.a.O., S. 161.
18 Vgl. Hans Thimme, a.a.O., S. 9.
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Im Gegensatz zu den bürokratischen Regelungen der Kontinentalstaa- 
ten bemühte sich England von Anfang an um einen Ausgleich der poli­
tischen Interessen innerhalb des Kommunikationssystems. Die Journali­
sten wurden einerseits direkt ins Benehmen gezogen, und besonders ver­
trauenswürdige Publizisten erhielten regelmäßig wichtige Informatio­
nen1*, eine Praxis, die auch modifiziert in andern Ländern zu finden 
ist.

Andererseits gelang es, wenn auch relativ spät, im Juni 1917 durch die 
Einrichtung eines beratenden Komitees für eine konzentrierte Bearbei­
tung der Öffentlichkeit zu sorgen. Lord Northcliffe und Lord Beaver­
brook standen im Vordergrund dieser Bemühungen, insbesondere als es 
darum ging, die Vereinigten Staaten zu erhöhtem Kriegseinsatz zu brin­
gen10. Zu diesem Zeitpunkt erwiesen sich Zensur und Propaganda als 
eng verflochten. Den negativen Maßnahmen der Unterdrückung von un­
erwünschten Informationen standen in allen am Kriege beteiligten Staa­
ten umfangreiche Bemühungen um die positive Beeinflussung der be­
freundeten und der feindlichen Öffentlichkeit gegenüber.

Pressepolitik in Deutschland

Mehr noch als in anderen Ländern scheinen die Propagandamaßnah­
men im Deutschen Reich unter dem Gegeneinander der verschiedenen In­
stanzen gelitten zu haben. Erst im Oktober 1915 konnte mit der Grün­
dung des Kriegspresseamtes eine gewisse Zusammenfassung durchgesetzt 
werden. Unter diesem Aspekt gewinnen die Berliner Pressekonferenzen, 
die seit 1914 regelmäßig, durchweg dreimal wöchentlich, stattfanden, ei­
ne erhöhte Bedeutung. Sie hatten die Funktion persönlicher Kontakt- 
nahme zwischen den Vertretern der einzelnen Pressestellen und der Zen­
surbehörden sowie den Berliner Journalisten. Später wurden auch Ver­
treter der Provinzpresse hinzugezogen. Viel differenzierter als die Zensur­
anweisungen, die in großer Zahl erteilt wurden, lassen die Aufzeichnungen 
aus den Pressebesprechungen, die im Deutschen Zentralarchiv in Pots­
dam erhalten sind, Rückschlüsse auf die Tendenzen der deutschen Pres­
sepolitik zu. Diese Aufzeichnungen liegen aus dem Zeitraum vom 15. März

w Hopkin, a.a.O., S. 156.
*® Thimme, a.a.O., S. 15 ff. Vgl. auch Gerhard Krause, Die britische Auslandspro­
paganda. Berlin 1940, S. 8 ff.; Hamüton Fyfe, Northcliffe, an intimate biography. Lon­
don 1930, S. 199 und 204 ff.; Tom Clarke, My Northcliffe Diary. London 1931, 
S. 90 ff.; Alan Wood, The True History of Lord Beaverbrook. London 1965, S. 117 ff.; 
Peter Hovard, Beaverbrook. London 1964, S. 45 ff., und Kenneth Young, Churchill 
and Beaverbrook. London 1966, S. 46 ff. Neuerdings A. J. P. Taylor, Beaverbrook. 
London 1972.
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1915 bis 5. November 1918 fast lückenlos vor* *1. Die Pressekonferen­
zen dienten dazu, auf bestimmte Zensurinstruktionen nachdrücklich hin­
zuweisen, die Behandlung aktueller Fragen in den Zeitungen zu erörtern 
und Verstöße gegen Zensuranordnungen zu rügen.

Berücksichtigt man die Häufigkeit der Erwähnung einzelner Feind­
staaten in den Aufzeichnungen aus den Berliner Pressekonferenzen, so las­
sen sich folgende Feststellungen treffen:
1. England findet in allen Kriegsjahren die bei weitem größte Beachtung. 

Der Grund mag darin liegen, daß England bis zum Kriegsbeginn in der 
deutschen Öffentlichen Meinung nicht als natürlicher Gegner wie 
Frankreich angesehen wurde, die Berichterstattung also entsprechend 
unsicher schien, d. h. von der Pressepolitik »ausgerichtet« werden muß­
te. Gegenüber England leisten sich die ansonsten relativ zurückhalten­
den Behördenvertreter häufig propagandistische Entgleisungen. Ei­
nige in der Vorkriegsphase in Umlauf befindliche Stereotypen wer­
den dabei förmlich ausgewalzt **. Da ist die Rede davon, daß die 
Engländer von jeher ihre Schlachten von anderen haben schlagen las- 
sen2S, daß England einen Aushungerungskrieg gegen Deutschland 
führe24, daß die Engländer eine naive Unverschämtheit auszeich­
ne*5, daß die Engländer andere, insbesondere die Neutralen verge­
waltigten und wegen ihrer Abhängigkeit von der Seefahrt unter Druck 
setzten, und daß England den Krieg aus brutalstem materiellem Egois­
mus führe28. Wenn man dem englischen Volk auch starke Nerven 
zugesteht27, so wird doch immer wieder die Kulturlosigkeit der Eng­
länger, ihre Scheinheiligkeit und Hinterlist28 ebenso herausgestellt 
wie der englische Dünkel™. Neben Zynismus, Grausamkeit in der 
Seekriegsführung und Anmaßung wird die Unzuverlässigkeit Englands 
immer wieder hervorgehoben M.

*' DZA Potsdam Reichskanzlei Nr 2441 und Reichsamt des Innern Nr 12328. K. Kos- 
zyk, Pressepolitik, S. 69. Die Berliner Pressekonferenzen fanden seit dem 3. August 1914 
auf Einladung des Generalstabes stau. Ständiger Leiter wurde bald Georg Schweitzer, 
Major der Reserve s. D. Vgl. G. Schweitzer, Nachrichtenwesen im Kriege. Berlin o. J. 
(1917/18); Koszyk, a.a.O., S. 186 ff.
** Vgl. K. Koszyk, a.a.O., S. 90 f.
*» DZA Potsdam Rdl Nr 12 328, Bl. 56 (Az. Nr. 50 v. 13.10. 1915) und Bl. 363 (Az. 
Nr. 272 v. 28. 6.1917).
« ebda, Bl. 184 (Az. Nr 136 v. 8.6.1916) und Bl. 206 (Az. Nr. 154 v. 28. 7. 1916).
» ebda, Bl. 216 (Az. Nr 164 v. 21. 8.1916).
*• ebda. Bl. 220 (Az. Nr. 167 v. 28.8. 1916), Bl. 297 (Az. Nr. 222 v. 10.1. 1917), 
Bl. 302 (Az. Nr. 226 v. 19.1.1917). 
n ebda. Bl. 258 (Az. Nr. 194 v. 30.10. 1916).
* ebda. Bl. 274 (Az. Nr 204 v. 24.11. 1916), Bl. 302 (Az. Nr 226 v. 19.1. 1917), 
Bl. 308 (Az. Nr 229 v. 29.1. 1917) und Bl. 368 (Az. Nr 274 v. 5. 7. 1917).
« ebda, Bl. 341 (Az. Nr 253 v. 23. 4. 1917).
M So überließ England angeblich die Zarenfamiüe ihrem Schicksal, ebda. Bl. 335 
Az. Nr 249 v. 10.4.1917).
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2. Frankreich fand in der deutschen Presse, offenbar auf der Grundlage 
der traditionellen Feindschaft, die eindeutigste Behandlung, so daß die 
Pressepolitik weniger Richtlinien erteilen mußte. Im Gegensatz zu der 
emotional aufgeladenen Pressepolitik gegenüber England werden ge­
genüber Frankreich sachlichere Argumente verwendet. Man spricht da­
von, daß Elsaß-Lothringen der Hauptkriegsgrund für die Franzosen 
gewesen sei*1, man beschäftigt sich polemisch mit den Vergeltungs­
maßnahmen an Kriegsgefangenen und der Maßlosigkeit der französi­
schen Kriegsziele **, mokiert sich über die französische Eitelkeit und 
muß doch die überraschende Widerstandskraft der Franzosen** an­
erkennen.

3. Auch gegenüber Rußland befleißigt sich die amtliche Propaganda grö­
ßerer Sachlichkeit. Rußland war nur in der ersten Phase des Krieges 
und während der Revolutionsmonate interessant34.

4. Die Vereinigten Staaten werden durchweg sehr zurückhaltend behan­
delt und gewannen erst propagandistische Bedeutung, als ihr Eintritt 
in den Krieg drohte. Für die Behandlung der Beziehungen zu den Ver­
einigten Staaten bestand ein Gebot der Selbstbeherrschung**. Diese 
Vorsicht wurde auch nach Beginn des verschärften U-Boot-Krieges zu­
nächst nicht aufgegeben36. Erst als die Unvermeidlichkeit des ameri­
kanischen Kriegseintritts klar war, sprach man von der Einmischung 
der USA in die europäischen Angelegenheiten37. In der amerikani­
schen Politik sah das Auswärtige Amt38 nunmehr zwei Triebkräfte:
a) die während des Krieges in immer steigendem Maße bewiesene Geg­

nerschaft gegen Deutschland, die schließlich zur offenen Kriegser­
klärung führe in dem Augenblick, wo Amerika das englische Welt­
reich als ernstlich gefährdet erkenne und aus Interessengemeinschaft 
mit England kein anderes Mittel als den Krieg sehe, um die britische 
Weltherrschaft zu retten, an der die USA dann gleichzeitig parti­
zipieren wollten,

b) die militärische Großmachts- und Prestigepolitik - das sei in diesem 
Falle ein und dasselbe. Amerika brauche eine große Flotte und eine 
große Armee in der Hauptsache, um bei allen Ereignissen der Welt-

“ ebda, Bl. 94 (Az. Nr 70 v. 1.12.1915).
** ebda, Bl. 218 (Az. Nr. 166 v. 25.8. 1916), Bl. 222 (Az. Nr. 169 v. 1.9. 1916) und 
Bl. 342 (Az. Nr 253 v. 23. 4. 1917).
” ebda, Bl. 362 (Az. Nr. 271 v. 25. 6. 1917).
84 Vgl. dazu: Russische Lügen (o.O. 1915), eine 81seitige deutsche Propagandabro­
schüre.
85 DZA Potsdam, a.a.O., Bl. 178 (Az. Nr. 130 v. 15. 5.1916).
* ebda. Bl. 309 (Az. Nr. 230 v. 1. 2. 1917).
87 ebda. Bl. 315 (Az. Nr. 233 v. 12. 2. 1917).
88 ebda, Bl. 335 (Az. Nr. 249 v. 10. 4. 1917).
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Politik eine aktive Rolle zu spielen, ferner um Mexiko und Japan ge­
genüber energischer als bisher auftreten zu können, und schließlich, 
um beim Frieden kräftig an der Seite Englands mitzureden, mitzu­
drohen und *wohl auch mitzubluffen«. Wie man schon im Juni 1916 
die Macht des Dollars in der amerikanischen Politik *° hervorgehoben 
hatte, so wurde jetzt darauf hingewiesen, daß die amerikanische Re­
gierung in allen Stadien des Krieges sich die Volksvertretung und das 
Volk gefügig gemacht habe40.

Viele der auf den Berliner Pressekonferenzen anwesenden Journalisten 
werden ihre eigenen Gedanken darüber gehabt haben, was die offizielle 
Politik an Interpretationen und Argumenten lieferte.

Die Zensurpraxis ist vor dem Hintergrund der innenpolitischen Ent­
wicklung im Deutschen Reich zu sehen, sie verläuft dementsprechend in 
Wellenbewegungen41. Im Februar 1916 erörterte die Berliner Presse­
konferenz, ob es sinnvoll sei, noch weiter zusammenzukommen. Das 
Kriegspresseamt42 äußerte die Ansicht, daß sich die Besprechungen be­
währt hätten, selbst wenn einige Indiskretionen vorgekommen seien.

Für die deutsche Pressepolitik bestanden zwei Probleme:
1. die Zulassung des Abdrucks von feindlichen Heeresberichten;
2. die Schwierigkeit, die deutschen Grenzen für unerwünschte Nachrich­

ten zu sperren* 44 * * * 48. Während England über Folkestone und Frankreich 
über Genf sämtliche Nachrichten leiteten, grenzte Deutschland an meh­
rere neutrale Staaten, insbesondere Holland und die Schweiz, die für 
den Durchgangsverkehr nicht gesperrt werden konnten. Es hätte einen 
dem Ergebnis nicht angemessenen Aufwand erfordert, um diese Grenz­
absperrung mit größtmöglicher Sicherheit zu gewährleisten.
Man appellierte deshalb immer wieder an die Selbstzucht der Presse, 

die, wie das Auswärtige Amt am 18. Mai 1916 feststellte, zu wünschen 
übrig ließ. Die Führer der Entente würden keine so anmaßende Sprache 
gegen Deutschland führen, wenn nicht das dauernde Friedensgestöhne und 
öffentliche Nachrichten über Krawalle und Lebensmittelnot diese fal­
sche Auffassung von den bei uns herrschenden tatsächlichen Verhältnis­
sen und Wünschen begründet hätten**.

» ebda. Bl. 191 (Az. Nr. 142 v. 29. 6.1916).
44 ebda. Bl. 265 (Az. Nr 265 v. 4.6. 1917), eine Argumentation, die auch gegen die
in Deutschland einsetzenden Demokratisierungsprozesse zielte.
« Vgl. K. Koszyk, a.a.O., S. 170 ff.
« DZA Potsdam, a.a.O., Bl. 133 (Az. Nr 98 v. 11. 2. 1916).
48 Auf österreichischen Wunsch wurde nur einmal der russische Heeresbericht vom 
11. 6. 1916 unterdrückt, dann aber doch freigegeben; ebda. Bl. 185 und 186 (Az. Nr 137 
v. 13.6. u. Nr 138 v. 15. 6. 1916).
44 ebda. Bl. 103 (Az. Nr 77a v. 17.12.1915).
48 ebda. Bl. 179 (Az. Nr 131 v. 18. 5.1916).
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Als eine der Ursachen für diese Art der Berichterstattung wurde vom 
Oberkommando des Heeres die zunehmende Amerikanisierung in der 
deutschen Presse bezeichnet. Die deutsche Presse zeige seit Kriegsbeginn 
mehr und mehr die Tendenz, - und hier ist tatsächlich ein tiefgreifender 
Wandel in der journalistischen Technik zu verzeichnen - durch fett­
gedruckte, zum Teil sensationelle Überschriften auf den Leser eine Wir­
kung auszuüben, die nicht gut zu heißen sei. Diese an amerikanische Ver­
hältnisse erinnernde Redaktionstechnik erkläre sich aus dem häufigen 
Erscheinen der Blätter in den USA und aus der Jagd nach dem Penny, 
Gesichtspunkte, die bei der deutschen Presse fortfielen 4®.

Bei anderer Gelegenheit zog der Admiralstab auf der Berliner Pressebe­
sprechung die Konsequenz aus den Erfahrungen fast zweijähriger Kriegs­
propaganda: Je länger der Krieg dauert, desto mehr wird er auch ein 
Krieg zwischen den Nerven, den Stimmungen, der öffentlichen Meinun­
gen, der Presse und schließlich der Verwertung und Aufmachung der 
Nachrichten in den kriegführenden und auch den neutralen Ländern. Es 
besteht kein Zweifel darüber, daß dieselbe Nachricht je nach ihrer Auf­
machung einen völlig verschiedenen Eindruck auf den Leser hervorrufen 
kann. In einer für die deutsche Sache ungünstigen Aufmachung von Nach­
richten leisten die feindliche und der uns unfreundlich gesinnte Teil der 
neutralen Presse Erstaunliches. Wir sollten sie dabei nicht noch unter­
stützen 47.

Immer wieder wurde an die Einsicht der Journalisten appelliert und 
die Oberste Heeresleitung hoffte daher mit Zuversicht darauf, daß die 
Presse auf dem Gebiet der ... Aufklärungsarbeit immer neue Mittel und 
Wege finden wird, um den Willen zum Siege noch weiter zu stählen und 
damit auch die geistige Kraft der Heimat zu einer immer schärferen Waf­
fe gegen den Feind zu machen, der unsere Vernichtung will, der aber, 
wenn wir nur alle treu auf dem Posten sind, mit allem seinem äußeren 
Druck nichts weiter erreichen wird, als die deutsche Nation nur immer 
fester zusammenzuschmieden und damit ihre Unüberwindlichkeit zu be­
siegeln 48.

Die Folge des ständigen Gängelns durch die Zensur war eine große 
Unsicherheit unter den Journalisten. Es gab zu viele von der Augenblicks­
situation bestimmte Ausnahmen von den Zensuranweisungen, als daß die 
Redaktionen in jedem Augenblick hätten entscheiden können, ob sie sich 
richtig verhielten. Diese Unsicherheit war nicht zuletzt ein Ergebnis des 
Machtkampfes zwischen den politischen und den militärischen Instan­
zen. Die große Wimis auf dem Gebiet der Presseaufsicht, die der Chef * 47 48

4* ebda, Bl. 175 (Az. Nr. 128 v. 8. 5. 1916).
47 ebda, Bl. 187 (Az. Nr. 139 v. 19. 6. 1916).
48 ebda, Bl. 232 (Az. Nr. 178 v. 22. 9.1916).
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der Nachrichtenabteilung beim Chef des Generalstabs des Feldheeres auf 
der wichtigen Zensurbesprechung am 4. April 1917 im Reichstagsgebäu­
de indirekt eingestand**, wurde von der deutschen Pressepolitik bis 
zur Katastrophe vom November 1918 nicht überwunden. Sie ergab sich 
aus dem Dilemma, vor dem die militärische und die politische Krieg­
führung des Deutschen Reiches in Anbetracht der Kräfteverhältnisse und 
der besonderen Lage Deutschlands seit 1914 stand. Pressepolitik und Pro­
paganda sind in diesem Sinne nur Symptome für das allgemeine Gesche­
hen zwischen 1914 und 1918.

« ebda, Bl. 330.




